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MARTIN WINTER 

INSTITUTIONEN DER INNEREN SICHERHEIT 

Der Begnff 'Innere Sicherheit' wurde erst Anfang der 70er Jahre eingeführt. (1) Rechtlich ist 
der Ausdruck nicht normiert (in den Polizeigesetzen ist von "öffentlicher Sicherheit" die 
Rede), politisch hat er sich jedoch spätestens seit dem 'Programm für die Innere 
Sicherheit' der Innenministerkonferenz von 1972 bzw. 1974 durchgesetzt. (2) Mit diesem 
Terminus wurde der Sicherheitspolitik im lnnern der Rang einer umfassender! Gesell- 
schafispolitik verliehen; darin werden verschiedene Politikbereiche zusammengefaßt, die 
allesamt dem (nebulösen) Imperativ der Sicherheit unterstehen. Aufgrund der Unscharfe 
dieses Begriffs lassen sich je nach Weite der Definition unterschiedlich viele Institutionen 
unter dieses PolitiMeld fassen. Insbesondere die Grenzen zur Justizpolitik sind fließend. (3) 
Ist es relativ einsichtig, daß Polizei und Innen-Geheimdienste wie die Verfassungsschutz- 
ämter mit der Gewährleistung der lnneren Sicherheit betraut sind, so sind .!~~stizvollzugsan- 
stalten oder gar Staatsanwaltschafien nicht mehr so eindeutig in dieser! Bereich einzuord- 
nen. Neben dieser inhaltlichen Entgrenzung des Begriffs lnnerer Sicherheit stellt der flie- 
ßende Übergang zwischen den Vollzugs- und den Entscheidungsinstanzen der lnneren Si- 
cherheit ein weiteres Charakteristikum dieses PolitiMeldes dar. 

ENTSCHEIDUNGSEBENE 

Die zentrale Rolle auf der Entscheidungs- 
ebene spielt die Ständige Konferenz der In- 
nenminister und -Senatoren der Länder 
(IMK). Obwohl die IMK kein Verfassungsor- 
gan ist, besitzt sie dennoch großes politi- 
sches Gewicht. Dieser hohe Stellenwert der 
IMK kann als Ausdruck eines exekutivstaat- 
lichen Verständnisses von lnnerer Sicher- 
heit gewertet werden. Politik der lnneren Si- 
cherheit sei - so Albrecht Funk - in erster Li- 
nie eine Angelegenheit der exekutiven Zirkel 
von Sicherheitsexperten. (4) In der IMK 
werden gemeinsame Regelungen der Län- 
der in Politikfeldern beschlossen, die eigent- 
lich der Gesetzgebungsbefugnis der Länder 
unterliegen. Der Zweck solcher Absprachen 
liegt in der besseren Koordination und Ab- 
stimmung der Politik der lnneren Sicherheit 
und damit in der Schaffung von Einheitlich- 
keit beziehungsweise Kompatibilität der 
Rechtsverhältnisse. Die Einrichtung der IMK 
und deren Politik soll einem 'kooperativen 
Föderalismus' zugute kommen. der aber 
angesichts der Parteipolitik im Grunde auf 
eine Unterhöhlung des Föderalismus hin- 
ausläuft, denn die Konfliktlinien verlaufen 
zumeist nicht zwischen den Ländern, son- 
dern zwischen den politischen Parteien. 
Der IMK sind mehrere Arbeitskreise unter- 
stellt. Wichtiq für den Bereich lnnerer Si- 

cherheit sind der Arbeitskreis IV (AK IV) 
'Verfassungsschutz' und der Arbeitskreis II 
'Öffentliche Sicherheit und Ordnung' (AK 11). 
Der AK II unterbreitet der IMK Vorschläge 
zu Gesetzesänderungen und anderen Vor- 
schriften im Bereich der Polizeipolitik. Er 
setzt sich aus den Leitern der Sicherheits- 
oder Polizeiabteilungen der Innenministe- 
rien, das sind zumeist Ministerialdirigenten, 
zusammen. Dem AK II untergeordnet sind 
unter anderem der Unterausschuß 'Lei- 
tende Exekutivbeamte' (UA LEX) und die 
Vorschriftenkommission, die für die 
Abfassung der Polizeidienstvorschriften ver- 
antwortlich ist. In beiden Gremien sitzen 
hauptsächlich leitende Polizeibeamte, in 
dem UA LEX sind alle Inspekteure der 
einzelnen Länderbereitschaftspolizeien, der 
Inspekteur des Bundesgrenzschutz und der 
Inspekteur der Bereitschaftspolizeien der 
Länder vertreten. (5) Für den krimi- 
nalpolizeilichen Bereich konzipiert die 
Arbeitsgemeinschaft der Leiter der 
Landeskriminalämter und des Bundeskrimi- 
nalamtes (AG Kripo) kriminalpolizeiliche 
Richtlinien, Gesetzesvorlagen etc. Diese 
Vorschläge werden dann über die Mittlerin- 
stanz AK II zur IMK weitergeleitet Den Vor- 
sitz der AG Kripo hat das Bundeskrimi- 
nalamt permanent inne. 
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Die Organisation eines Landesinnenministe Seit Mitte der 80er Jahre sind Ansatze einer 
riums ist in Abteilungen untergliedert ver- Europaisierung der Sicherheitspolitik zu 
antwortlich fur die Polizei ist eine eigene konstatieren Der Maastrichter und der Am- 
Abteilung Diese Polizeiabteilung sterdamer Vertrag rucken diese Bestrebun- 
(mancherorts heißt sie auch Sicherheitsab- gen in eine neue Dimension Seit den 90er 
teilung) und letztverantwortlich der Minister Jahren werden verstarkt die Institutionen ei- 
nehmen die Dienst- und die Fachaufsicht ner europaischen Innen- und Justizpolitik 
uber die Polizeibehorden des Landes wahr ausgebaut Analog zu den Konferenzen der 
Eine andere Aufgabe der Polizeiabteilung Landesminister in der Bundesrepublik tref- 
liegt in der Gesetzes- und Verordnungsvor- fen sich die Minister der Nationalstaaten im 
bereitung Sie ubt damit auch eine gewisse Ministerrat 'Inneres und Justiz' Die ihr un- 
Mittlerfunktion zwischen Parlament terstehende Lenkungsgruppe II koordiniert 
(insbesondere dessen Innenausschuß) und (analog zum AK II) die Zusammenarbeit im 
Polizeiapparat aus Die Polizeiabteilung ist Polizei- und Zollwesen In den Verantwor- 
nicht nur ein wichtiger Ort der Polizeipolitik tungsbereich dieses aus hohen Ministerial- 
auch an der Entwicklung von Einsatzkon- beamten der Nationalstaaten bestehenden 
zepten ist sie intensiv beteiligt Weitere Auf- Gremiums fallt auch EUROPOL als eu- 
gabenfelder der Polizeiabteilung liegen im ropaisches Polizeiarnt (7) EUROPOL 
Personalwesen (Einstellung der Beamten, organisiert den europaweiten polizeilichen 
Erstellung von Personalplanen etc ) und in Daten- und Informationsaustausch 
der Haushalts- und Wirtschaftsverwaltung zwischen den nationalen Polizeien Die 
(Erstellen von Haushaltsplanen fur den europaische Dimension der Politik der 
Landeshaushalt) Ferner ist die Polizei- lnneren Sicherheit gewinnt immer mehr an 
abteilung fur die Ausstattung der Landespo- Bedeutung, trotzdem soll im folgenden aus 
Iizei zustandig und tragt somit dazu bei, Platzgrunden das innerdeutsche 'System 
einen einheitlichen Ausrustungsstandard irn der lnneren Sicherheit irn Blickfeld der 
Land zu bewahren Darstellung stehen (vgl Artikel EUROPOL 

in diesem Heft) 
All die genannten Gremien liegen an der 
Schnittstelle von politischer Fuhrung und Eine wrchtige Rolle im Willensbildungs- und 
polizeilicher Exekutive Hier nehmen Mini- Entscheidungsprozeß auf dem Gebiet der 
Ster Ministerialbeamte und leitende Polizei Politik der lnneren Sicherheit spielen ferner 
beamte auf institut~onalisiertem Wege Ein- die Berufsverbande der Polizei i~sbeson- 
fluß auf Gesetzgebungs- und Verordnungs- dere die Gewerkschaft der Polizei (eine der 
verfahren Spitzenbeamte der Exekutive Einzelgewerkschaften im DGB) und die 
werden bei dem Aufbau der Strukturen ihrer Deutsche Polizeigewerkschali im Deut- 
Behorden und der Setzung der Regeln, scnen Beamtenbund Beide Organisationen 
nach denen ihr Apparat 'funktionieren' soll, sind heute nicht mehr aus der 'Arena der 
selbst beteiligt Nach Ansicht des Burger Sicherheits- und Polizeipolitik wegzuden- 
rechtlers Jurgen Seifert setzen sich die Poli- ken Dies war in der Geschichte der deut- 
Zisten als Sachverstandige der lnneren Si- schen Polizei lange Zeit nicht selbstver- 
cherheit mit ihren Vorstellungen haufig standlich erst seit 1970 fuhrt die IMK Ge- 
durch Es ist heute den Polizeiexperten sprache mit den Polizeigewerkschaften Ihr 
gel~ngen das scheint mir ein Problem zu Einfluß beruht auch darauf, daß es jenseits 
sein - unter der Maske des Allgemeinen die der staatlichen Gremienarbeit im Kontext 
eigenen Sonderinteressen zu verdecken der IMK keine offizielle Stelle innerhalb der 
Keire gesellschaftliche Gruppe in der Bun- deutschen Polizeien gibt welche die 
des-epublik ist in der Lage solche Eigen 'Gesamtpolizei der Bundesrepublik (die es 
produktionen der Normen hervorzubringen aufgrund der Landerhoheit in Polizeiangele- 
die das absegnen was man macht und was genheit auch gar nicht geben kann und 
mar selbst fur richtig halt (6) darf) politisch in der offentlichen Arena re 
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präsentiert. Der Bundesminister des lnnern 
ist hierzu nicht befugt. Auch die ihm unter- 
stehenden Behörden Bundeskriminalamt 
und Bundesgrenzschutz können und dürfen 
als Behörden des Bundes mit ihren speziel- 
len Aufgaben nicht für 'die deutsche Polizei' 
sprechen. In diese Funktionslücke springen 
die Gewerkschaften, die mit ihren Bundes- 
gremien (insbesondere ihrem Vorstand und 
Vorsitzenden) die Polizei als eine Einheit in 
der Öffentlichkeit und im politischen Prozeß 
vertreten. Hierbei vertreten sie nicht nur die 
für einen Berufsverband typischen Interes- 
sen (wie Fragen der Besoldung), sondern 
nehmen explizit zu kriminal- und polizeipoli- 
tischen Themen Stellung. 

AUSF~HRUNGSEBENE 

Die Institutionen der Inneren Sicherheit auf 
der Ausführungsebene sind die Polizeibe- 
hörden der Länder, der Bundesgrenzschutz 
(BGS), das Bundeskriminalamt (BKA) und 
die Verfassungsschutzämter der Länder 
und des Bundes (die im folgenden nicht 
weiter vorgestellt werden; vgl. ami 9/97, X- 
7; ami 11-97, E-17). Im Jahr 1993 verfügten 
alle 16 Länder der Bundesrepublik zusam- 
mengerechnet über 234009 Stellen für Poli- 
zistlnnen, der BGS über 29128 Stellen für 
Polizeivollzugsbeamtlnnen. Von den 4298 
Stellen des BKA waren (1994) 2032 für Voll- 
zugsbeamte vorgesehen. Insgesamt beläuft 
sich damit die Sollstärke der Polizeien in 
Deutschland auf knapp 270000 Po- 
lizeivollzugsbeamtlnnen. (8) 

werden, das in die jeweiligen gesellschaftli- 
chen Strukturen und in das jeweilige politi- 
sche System eingebettet ist. Aus diesen 
Gründen weisen Polizeiapparate eines Na- 
tionalstaates spezifische Merkmale und 
Traditionen auf. (9) Drei Charakteristika 
kennzeichnen die Polizei in der Bundesre- 
publik Deutschland: 

Ländersache Polizei 

Erstens, Polizei ist Ländersache: Dieses Po- 
stulat gründet nicht nur auf föderalen Tradi- 
tionen Deutschlands, sondern ist auch ein 
Produkt der Polizeipolitik der Alliierten. Auf- 
grund der Erfahrungen mit der polizeistaatli- 
chen Willkür der nationalsozialistischen 
Sicherheitsbehörden, insbesondere der Ge- 
heimen Staatspolizei (Gestapo), machten 
die westlichen Militärgouverneure dem 
Parlamentarischen Rat in dem sogenannten 
Polizeibrief von 1949 zwei basale Vorgaben, 
wie die Polizei der Bundesrepublik zu ge- 
stalten sei. (10) Zum einen verfügten sie 
eine klare Trennung von innerstaatlichen 
Geheimdiensten (also Verfassungsschutz- 
ärnternl und der Polizei. Damit sollte die für - . .- 1 - - -  

politischen Mißbrauch anfällige Kombination 
von verdeckten Geheimdienstmethoden 
und polizeilichen Eingriffsbefugnissen ver- 
hindert werden. (1 1) Zum anderen sollten 
den Bundesländern die generelle Zustän- 
digkeit in Polizeiangelegenheiten (mit Aus- 
nahme von bestimmten Bundespolizeibe- 
hörden) überlassen werden. Dieser Forde- 
rung kam der Parlamentarische Rat nach: 

Der überwiegende Anteil der vollzugs. Gemäß Art. 30 GG, der die Kompetenzver- 

beamtlnnen also in den Landespoli- teilung zwischen Bund und Ländern regelt, 

zeibehörden, Aufgrund dieser zahlenmäßi- liegt die Ausübung der staatlichen Befug- 

gen Dominanz und daraus nisse und die Erfüllung der staatlichen Auf- 

Relevanz der Länderpolizeien für die s ~ e -  gaben in der Hand der Länder, soweit nicht 

währleistung Innerer Sicherheit' sollen die explizit im Grundgesetz andere Regelungen 

Strukturen einer Landespolizei (der getroffen oder zugeiassen worden sind. 
bayerischen) exemplarisch erläutert wer- Dies gilt sowohl für die Po~zegesetzgebung 

den, Zum Verständnis der heutigen Aus- wie für die PolizeiorganiSation. Ausnahmen 

der Institution Polizei ist der dieses Grundsatzes bilden der BGS und 

blick auf ihre geschichtliche das BKA, die beide dem Bundesinnenmini- 

unerläßlich. Die Polizei wurde (und wird) in unterstehen ( I2)  
- .  . 

langandauernden Au~einandersetzungen Zwar ist Polizeipolitik verfassu~gsgemaß 
verschiedener Interessengruppen geformt Landersache die Polizeipolitik der Bundes- 
Sie muß als soziales Phanomen begriffen 
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regierungen war und ist aber darauf ausge- 
richtet, elne Bundespolizei zu installiereri, 
bzw. bestehende Organisationen wie den 
BGS oder das BKA derart mit Befugnissen 
auszustatten, daß diese faktisch als Bun- 
despolizei gelten konnten. Nicht nur beim 
BKA, sondern auch beim BGS ist dem Bund 
dies mrttels einer Politik der kleinen Schritte 
weitgehend gelungen. (13) Damit wird das 
Prinzip 'Länderhoheit in Polizeiange- 
legenheiten' faktisch unterlaufen. 

Auch wenn die Länder auf ihre Polizeihoheit 
politisch pochen, so streben sie innerhalb 
des 'kooperativen Föderalismus' doch auch 
Standardisierungen an. Ein wesentlicher 
Schritt zur Harmonisierung war das bereits 
erwähnte Programm für die Innere Sicher- 
heit, das 1972 und 1974 in einer modifizier- 
ten Fassung von der IMK beschlossen 
wurde. Das Programm stellt eine gemein- 
same Absichtserklärung der Innenminister 
dar. Unter anderem wurden Versuche un- 
ternommen, homogenere Organisations- 
Strukturen in den Länderpolizeien zu er- 
richten, das Laufbahnrecht und die Ausbil- 
dung zu vereinheitlichen und schließlich 
sollte ein umfassender Musterentwurf für 
das materielle Polizeirecht der Länder ver- 
faßt werden, was auch 1977 realisiert 
wurde. Das Programm schaifte den kon- 
zeptionellen Rahmen für eine weitreichende 
Modernisierung der Polizei. Weitere Ergeb- 
nisse dieser Reformen der 70er Jahre wa- 
ren: 

- 'Verpolizeilichung', das heißt Entmilitarisie- 
rung der Bewaffnung des BGS und der Län- 
derpoiizeien, 

- Modernisierung, Effektivierung und 
Technisierung der materiellen Ressourcen, 
der Einsatzmittel (insbesondere im Bereich 
der Informationsverarbeitung). Die gesamte 
technische Ausstattung der Bereitschafts- 
polizei wurde ebenfalls modernisiert. 

- Modernisierung und Effektivierung der Or- 
ganisationsstrukturen, insbesondere der in- 
nerorganisatorischen Befehlsstrukturen auf 
der Führungsebene (Einrichtung von Stä- 
ben und breiteren Führungsspitzen), 
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- Spezialisierung in verschiedene Aufgaben- 
bereiche und Schaffung von Sondereinhei- 
ten, wie den Spezialeinsatzkommandos 
(SEK), 

- Standardisierung der Ausstattung, der 
Ausbildung und der Vorschriften, 

- 'Entföderalisierung', das heißt Zentralisie- 
rung polizeilicher Institutionen, mit dem 
Ausbau des BGS, des BKA oder auch der 
Polizei-Führungsakademie in Münster (die 
für die Ausbildung der Führungselite der 
Polizei mitverantwortlich ist), 

- Verwissenschaftlichung im Bereich der Po- 
lizeiforschung und Polizeitechnologiefor- 
schung. Erkenntnisse aus verschiedenen 
wissenschaftlichen Disziplinen werden zu 
Zwecken polizeilicher Verwertung herange- 
zogen. 

- und - last but not least - der finanzielle und 
personelle Ausbau des Sicherheitsappara- 
tes. 

Für 1994 wurde eine Fortschreibung des 
Programms von den Landes- und Bun- 
desinnenministern beschlossen (14), das 
aber weniger einschneidende und weitrei- 
chende Konsequenzen im Vergleich zum 
Reformprogramm von 1974 mit sich bringt. 
(1 5) 

Staatliche Polizei 

Das zweite Charakteristikum des bundes- 
deutschen Polizeisystems lautet: Polizei ist 
staatlich. Selbst die kommunalen Polizeien 
in der nach Kriegsende von den Amerika- 
nern besetzten Zone wurden spätestens in 
den 70er Jahren verstaatlicht. So steht bei- 
spielsweise im Bayerischen Polizeiorganisa- 
tionsgesetz (Art. 1 11): "Träger der Polizei ist 
der Freistaat Bayern." (16) Nicht die Kom- 
mune, auf dessen Territorium die Polizeibe- 
hörde steht. sondern der Staat (das Land) 
ist für die Polizeibehörde verantwortlich. Das 
heißt: der Bürgermeister und das Parlament 
einer Stadt haben wenig Einflußrnöglichkei- 
ten auf die Arbeit der dort ansässigen Poli- 
zeibehörde. 
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Aus der Staatlichkeit der Polizei leitet sich 
ihre streng legalistische Handlungsorientie 
rung ab Die Polizei ist als Teil der ausfuh- 
renden Gewalt des Staates - wie die Verfas- 
sung in Artikel 20 111 GG verlangt - an Recht 
und Gesetz gebunden 'Recht und Gesetz 
sind Grundlagen jeden polizeilichen Han- 
delns , lautet dementsprechend der erste 
Fuhrungsgrundsatz in der Polizeidienstvor- 
schrift 100 (PDV 1 1 ) Aufgaben und Be- 
fugnisse der Polizei sind in den jeweiligen 
Polizei(aufgaben)gesetzen der Lander fest- 
aeschrieben in Bavern das 'Gesetz Über 

der Polizeibehorden) und die oberste Fach 
aufsicht inne, deren Aufgabe die rechtma 
ßige und zweckmaßige Wahrnehmung der 
Aufgaben ist Die Kompetenz zur Fachauf 
sicht beinhaltet die Moglichkeit Weisungen 
an die Polizeibehorden Maßnahmen zu er 
greifen oder zu unterlassen innerhalb der 
rechtlichen Gegebenheiten zu geben Der 
Minister kann im Rahmen der vom Parla- 
ment gegebenen Gesetze, Verordnungen 
erlassen, die die nahere Konkretisierung der 
Gesetze fur die Verwaltung z B in Durchfuh 
runqsverordnungen bestimmen 

U -  

die Aufgaben und Befugnisse der Bayeri- 
- 

sehen Staatlichen Polizeil - Polizeiaufga- Es ist also nur ein Ministeriiim pro Bundes- 
bengesetz (PAG) (vom 14. September land für Polizeiangelegenheiten verantwort- 
1990), Andere wichtige gesetzlichen lich. (18) Aber es gibt verschiedenen Poli- 

Grundlagen sind die Strafprozeßordnung zeisparten innerhalb der Polizeiorganisation 

(irn Bereich der Strafverfolgung) oder das eines Landes. Grob vereinfacht verläuft 
Versammiungsgesetz (im Bereich der entlang der zwei funktionalen Aufgaben- 

'Dernonstrationsbewältigung'). (1 7) 
blöcke der Polizei - die polizeiorginäre Ab- 
wehr konkreter Gefahren für die öffentliche 

Polizeipolitik ist Innenpolitik Sicherheit oder Ordnung und die de facto 
von der Polizei okkupierte Strafverfolgung - 

Drittens, Polizei 1st Innenverwaltung, sie ist ,i„ institutionalisierte Arbeitsteilung in vor. 
allein dem Innenressort der Länder Zuge- nehmlich gefahrenabwehrender 
ordnet. In den Landespolizeiorganisationen (uniformierter) Schutzpolizei und strafverfol. 
gibt es (in der Regel) drei hierarchisch an- gender (zivil gekleideter) Kriminalpolizei. 
geordnete Ebenen. Auf der oberen, der 
Landes-Ebene ist das Innenministerium an- Uniformierte Schutzpolizistlnnen machen 
gesiedelt @.B. das Bayerische Staatsmini- Streifendienst, sind Ansprechpartner für die 
sterium des Innern), die Mittelinstanz liegt Bürgerlnnen in den Polizeiwachen, erledi- 
auf Bezirksebene (in Bayern sind das die gen die den Einsatz 'begleitende' Verwal- 
Polizeipräsidien) und auf der unteren Ebene tungsarbeit, sie können bei der Verkehrspo- 
sind die lokalen Polizeibehörden (in Bayern lizei oder bei der Wasserschutzpolizei ar- 
die Polizeidirektionen). Das eigentliche poli- beiten, sie sind aber auch für die Verfolgung 
zeiliche 'Alltagsgeschäft' gehört in der Regel und 'Bearbeitung' der kleinen bis mittleren 
zum Aufgabenbereich der lokalen Polizei- Kriminalität verantwortlich. Die Kriminalpoli- 
behörden. zei dient hingegen der Verfolgung von 

schwereren und politischen Straftaten Eine 
Die politische Verantwortung für die Polizei besondere Rolle in der strafverf0lgung 
trägt letztendlich der Innenminister; er ist das Landeskriminalamt, das dem 
der oberste Dienstvorgesetzte; als Dienst- Innenministerium direkt untersteilt ist Dem 
herr ist er weisungsbefugt Wgenüber den LKA als zentraler Dienststelle für kriminal- 
Polizeibehörden des Landes. Laut dem polizeiliche Aufgaben obliegt zum einen die 
Bayerischen ~ o l i z e i o r g a n i ~ a t ~ o n ~ g e ~ e ~  kriminalistische und kriminaltechnische Hilfe 
(Art. 1 111) ist das Innenministerium "oberste der lokalen Kriminalpolizeien und zum 
Dienstbehörde und Fuhrungsstelle des Poli- anderen vedolgung 
zeiv~llzugsdienstes" Der Innenminister hat besonders gefährlicher straftaten, 
die oberste Dienstaufsicht (diese betrifft die 
innere Ordnung und die Geschäftsführung 
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Neben dem polizeilichen Einzeldienst, der 
aus den Schutz- und Kriminalpolizistlnnen 
der Polizeidienststellen besteht, stehen ge- 
schlossene Polizeieinheiten zur Bewältigung 
besonderer Einsatzlagen (wie Demonstra- 
tionen, Staatsbesuche, Fußball-Ligaspiele 
etc.) bereit. Diese Formationen von Polizi- 
stlnnen treten im Gruppenverband auf und 
sind hierfür auch besonders ausgerüstet 
(uniformer Einsatzanzug mit Protektoren, 
Helm, Schild, Schlagstock, Stiefel etc.). Ge- 
schlossene Einheiten sind in den flächenzu- 
standigen Polizeibehörden (bspw. verfügt 
die Polizeidirektion Nürnberg über zwei 
Züge, das sind rund 60 Beamte) und in der 
Bereitschaftspolizei (Bepo) des Landes or- 
ganisiert. In Bayern (wie in den meisten an- 
deren Bundesländern auch) verfügt die 
Bepo über eine eigenständige Organisation: 
das Präsidium der Bereitschaftspolizei. 
Auch dem Bundesministerium des lnnern 
stehen eigene Polizeiverbände zu Verfü- 
gung, nämlich die geschlossenen Einheiten 
im BGS. Der Name Bundesgrenzschutz ist 
deshalb etwas verwirrend, die Aufgabe des 
BGS ist nicht nur der nationale Grenzschutz, 
sondern die geschlossenen Einheiten des 
BGS dienen auch der Unterstützung der 
Länderpolizeien bei großen Polizeieinsät- 
Zen. 

All diese geschlossenen Polizeieinheiten 
(des BGS, der Bereitschaftspolizeien der 
Lander und der lokalen Polizeibehorden) 
sind annahernd gleich aufgebaut gleich 
strukturiert, gleich ausgerustet, und auch 
die Ausbildung ist in etwa die gleiche Des- 
halb sind sie m Einsatz - abgesehen von ih- 
ren unterschiedlichen Erfahrungen - 
kompatibel, die organisatorische Koopera- 
tion zwischen Einheiten verschiedener Her- 
kunft bereiten deshalb zumeist keine ern- 
sten Probleme 

Diese organisatorisch eigenstandigen Poli- 
zeiverbande, also die Bepo der Lander oder 
der BGS, konnen dem Polizeifuhrer des 
Einsatzes (so der Terminus technicus) - falls 
ein entsprechend hoher Personalbedarf be- 
steht - zur Verfugung gestellt werden Die- 
ser Einsatzleiter gehort in der Regel der 
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Fuhrungsspitze der lokalen Polizeibehorde 
(in Bayern also der Polizeidirektion) an in 
deren Gebiet der Einsatzanlaß, also bei- 
spielsweise die Demonstration fallt Nur bei 
ganz großen (und damit selten vorkorn- 
menden) Einsatzen die Territorien mehrerer 
Polizeidirektionen betreffen, leitet der Leiter 
der Polizeibehorde auf Bezirksebene (in 
Bayern der Polizeiprasident) den Einsatz 

Wenn nun ein Einsatz geplant werden kann 
(wie das bei angemeldeten Demonstratio- 
nen der Fall ist) und diese lokalen geschlos 
senen Einheiten der Polizeidirektion nicht in 
ausreichender Zahl vorhanden sind dann 
muß der Polizeifuhrer der lokalen Polizeibe- 
horde von der Behorde auf der nachst ho- 
heren Ebene (also dem Polizeiprasidiurn) 
weitere Beamtlnnen anfordern Diese Be- 
zirksbehorde hat nur die Polizeikrafte zur 
Verfugung, die in deren Gebiet stationiert 
sind Das sind die geschlossenen Einheiten 
der anderen lokalen Polizeibehorden in die- 
sem Bezirk Wenn nun diese 
geschlossenen Einheiten nicht zahlreich 
genug sind um den Einsatz durchzufuhren, 
dann muß die Bezirksbehorde das 
Innenministerium um Unterstutzung, das 
heißt um Einheiten, die in anderei. Bezirken 
des Landes stationiert sind, anfragen 
Zusatzlich zu diesen Kraften hat das 
Ministerium die Bepo ihres Landes zur 
Verfügung, die fur solche Unterstutzungs- 
einsatze eingerichtet worden ist Wenn nun 
alle Polizeikrafte eines Landes wiederum 
nicht ausreichen, dann rnuß das 
Innenministerium bei anderen Landesin- 
nenrninisterien oder beim Bundesinnenrni 
nisterium Unterstutzung anfordern Diese 
schicken dann Verbande ihrer Bereit 
schaftspolizei bzw des BGS 

Für besondere Einsatzlagen ab einer ge- 
wissen Große müssen dutzende. hunderte 
oder gar tausende Beamte zusammenge- 
führt werden, deren Einsatz vorbereitet, ko- 
ordiniert und geleitet werden muß. Speziell 
für diesen Einsatzanlaß wird deshalb eine 
Aufbauorganisation ins Leben gerufen: die 
sogenannte Besondere Aufbauorganisation 
(BAO) Aus den bestehenden Strukturen 
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und dem Personal der Alltagspolizeiorgani- 

sation ( M O ,  also der Polizeidirektion) wird 
mehr oder weniger rasch eine BA0 gebil- 
det, die dann nur diese eine Aufgabe, die- 
sen einen Einsatz zu 'bewältigen' hat. Diese 
BA0 ist wie die AAO nach dem Modell des 
Stab-Linien-Systems aufgebaut. Es herr- 

schen damit zum einen klare Vorgesetzten- 

und Weisungsverhältnisse durch die hierar- 
chische Anordnung von jeweils einem 
Linienvorgesetzen, der die Befehlsgewalt 

innehat; zum anderen ist durch die Einrich- 
tung der Stabe gewährleistet, daß den 
Linienvorgesetzten durch Stabsmitarbeiter 

fachkundig zugearbeitet wird. Die in den 
Stäben eingesetzten Spezialisten sollen da- 
bei nur koordinierende, beratende und der 
Linie zuarbeitende Funktionen erfüllen. Das 
Basismodell der BA0 ist aus drei 
'Bausteinen' zusammengesetzt: dem Poli- 
zeiführer des Einsatzes (der Einsatzleiter), 

der an der Spitze der Organisation Ent- 

scheidungen fällt und Befehle erteilt, seinem 
Führungsstab, dei ihn berät, zuarbeitet und 
ihm Entscheidungshiifen präsentiert. und 
den Einsatzabschnitten, die Teilaufgaben 
der 'Einsatzbewältigung' erfüllen. Dazu 
zählen: Aufklärung, Schutz von Objekten, 

Begleitung des Demonstrationszuges. Ein 
Einsatzabschnitt wird von einem Linien- 
vorgesetzten angeführt, dem sogenannten 

Abschnittsleiter Bei großen Einsätzen sind 
es ausschließlich die Polizistlnnen der 
Einsatzabschnitte, die mit dem 'polizeilichen 

Gegenüber', den Demonstranten, direkt zu 
tun haben; die Einsatzleitung mit dem Füh- 

rungsstab leitet den Einsatz vom Führungs- 
und Stabsraum im Polizeigebäude aus. 

WECHSELSEITIGE BEEINFLUSSUNG VON 
POLITISCHER UND POLIZEILICHER 

FÜHRUNG 
Nicht nur hohe Polizeivollzugsbeamte neh- 

men auf den Normsetzungsprozeß in der 
Politik Innerer Sicherheit Einfluß, auch um- 

gekehrt konnen sich Politiker 

(lnnenminister, Staatssekretäre) in die poli- 
zeiliche Einsatzgestaltung einmischen. 

Normalisiert sich das Protestgeschehen im 
Laufe der Zeit, nimmt auch die Politisierung 
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der Einsätze und damit die Interventions- 

wahrscheinlichkeit der politisch Verantwort- 

lichen ab. Diese Eigenständigkeit der Poli- 

zeiführung von den Politikern ist jedoch nur 
temporär; sobald ein lnnenminister meint, er 
müsse sich einmischen, kann er dies tun. 

Politische Vorgaben sind indes nicht die 

Regel; nur bei politisch brisanten und öffent- 

lich wirksamen Einsatzanlässen kommt es 
eventuell zu derartigen Interventionen. In 
Bundesländern mit einer langjährigen sta- 

bilen Regierungsrnehrheit (wie in Bayern) 
herrscht zumeist ein einvernehmliches Ver- 

hältnis zwischen politischer und polizeilicher 

Spitze, zwischen Entscheidungs- und Voll- 

zugsebene. Der Austausch an der Naht- 

stelle von Politik und Polizei ist also keine 
Einbahnstraße, Kooperationen gelten als 
selbstverständlich und auch gewollt, wie mir 
ein Beamter der bayerischen Polizei im In- 
terview berichtete: "Das Innenministerium, 

die Polizeiabteilung im Innenministerium ist 

die oberste Führungsinstanz der Polizei. 

Das ist ja nicht so, daß wir feindliche Brüder 
sind. Das Innenministerium ist ja nicht die 
feindliche Macht, und wir sind also die stän- 

dig vom Innenministerium Gedrückten und 
Verfolgten". (1 9) 

Martin Winter ist Sozialwissenschafiler und 
lehrt an der Universität Halle-Wittenberg. 
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BJORN AUST 

VON INTERPOL ZU EUROPOL ZUR OMNIPOL? 

Polizeikooperation auf Kosten demokratischer 
Kontrolle und Transparenz 

Das Politikfeld "lnnere Sicherheit" ist längst nicht mehr auf seinen "klassischen" Rahmen, 

den Nationalstaat, begrenzt. Dies fällt insbesondere im Hinblick auf den - von ursprünglich 

rein ökonomischen nun auch in polibsche Bereiche mäandernden - europäischen 

Integrationsprozeß ins Auge. Seit der Unterzeichnung des EU-Vertrags von Maastricht 1992 

wird vor allem von Seiten der Innenministerien und auf der Ebene der Staatschefs verstärkt 

versucht, die Europaische Union (EU) zu einer "Europäischen Sicherheitsunion" (1) 

auszubauen. D~eser Prozeß, der nicht zuleM von deutscher Seite forciert wird (2), weist in 
zweierlei Hinsicht Parallelen zu den Entwicklungen auf nationaler Ebene (vgl. Artikel von 
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EDITORIAL 

Liebe Leserinnen und Leser, 

Warum ein Schwerpunktheft der anti- 
militarismus information zur "Inneren Si- 
cherheit'? Gründe lassen sich viele nennen: 
Zum einen hat die arni schon immer auch 
über nichtmilitärische Gewaltapparate be- 
richtet. Zum anderen wird mmer deutlicher, 
daß eine klare Trennung von innerer und 
äußerer Sicherheit im ausgehenden 20. 
Jahrhundert, wo Staatsgrenzen an Bedeu- 
tung verlieren, nicht mehr möglich ist. 
Bestes Beispiel für die Internationalisierung 
der "nationalen Sicherheit" ist EUROPOL 
und die damit einhergehende Vernetzung 
europäischer Polizeibehörden. Auch NATO, 
WEU und Bundeswehr, seit Jahr und Tag 
unter ami-Beobachtung. geben genügend 
Gründe, uns aus antimilitaristischer Per- 
spektive mit dem Komplex der "Inneren Si- 
cherheit" zu befassen: Die Militärs wildern 
nach der Auflösung des Ostblocks in ehe- 
mals klassischen Polizeibereichen: "lnter- 
nationaler Drogenhandel", "Terrorismus", 
"Flüchtlingsströme" s,nd die neuen Reiz- 
worte, mit denen eine Sicherung des 
Staates durch Polizei und Bundeswehr nach 
außen und innen legitimier: werden soll. Ein 
weiterer Berührungspunkt liegt in der 
Struktur der Apparate "Innerer Sicherheit". 
Wie das Militär basieren auch sie auf Befehl 
.und Gehorsam. Entindividualisierung und 
Gewaltausübung. Die mrner wieder zu be- 
obachtenden Menschenrechtsverletzungen 
durch Polizistlnnen verdeutlchen die 
Gefahren staatlich legitimierter Gewalt. 

Als aktueller Informationsdienst will die ami 
Fakten und Argumente für die tägliche poli- 
tische Debatte liefern. "lnnere Sicherheit" 
soll im Wahlkampf '98 von drängenden 
Problemen wie 2,/3-Gesellschaft, Arbeitslo- 
sigkeit und Umweltkrise ablenken Die Wahl 
in Hamburg war nur ein kleiner Vorge- 
schmack dessen, was Lns im nächsten 
Jahr erwarten wird. Mit diesem Heft wollen 
wir auch eine Gegenöffentlichkeit zur herr- 
schenden sicherheitspolitischen Diskussion 
(die immer auch eine Diskussion der herr- 
schenden Sicherheitspolitiker ist) liefern. 
Denn wer sich auf diesen Sicherheitsdiskurs 
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einlaßt, ist schnell auch in dessen Logik 
(Sicherheit versus Freiheit) cefangen. 

lnnere Sicherheit ist nicht nur Wahl- 
kampfthema, sondern auch Strategie. Der 
"Heiße Herbst" wird zwanzig, doch seine 
Folgen sind aktueller denn je: Auch wenn 
der Paragraph 129a niemanden mehr auf 
die Straße bringt, bleibt Repression in der 
BRD ein Mittel der Herrschaftssicherung. 
Die Ängste vor Datenmißbrauch haben 
scheinbar mit dem Ende der Anti- 
Volkszählungsbewegung auch ihre 
Schrecken verloren. dabei beobachten wir 
derzeit einen Ausbau des Überwachungs- 
acparates, der die orwellsche 
Imaginationskraft zum Teil übersteigt. 1998 
ist eben nicht mehr 1984. 

Die Kanthersche Repressionsrhetorik ist 
auch deshalb ein wichtiges Thema, weil der 
Abbau von Grundrechten auch die Grund- 
lagen unserer eigenen Arbeit betrifft. Die 
fortschreitende Einschränkung der 
Meinungs- und Pressefreiheit in der BRD 
bedroht -vor allem die herrschaftskritische 
linke Offentlichkeit. Angesichts sich 
häufender Durchsuchungen von Redakti- 
onsräumen und Journalistlnnenwohnungen 
durch die Polizei, gilt es Widerstand zu 
leisten, bevor es zu spät ist. 

Der Aufbau des Heftes untergliedert sich in 
vier Bereiche: Theorien der "lnneren 
Sicherheit", Apparate und Problemfelder der 
IS und Alternativen zum aktuellen 
Sicherheitsdiskurs. 
In einem einleitenden Artikel zeichnet Wolf 
Dieter Narr die Entstehung des Herrschafts- 
konzepts "lnnere Sicherheit" nach. Aus hi- 
storischer Sicht wird die lnnere Sicherheit 
als zweite Bedingung, neben der äußeren, 
für die Entstehung des modernen 
souveränen Staates aufgedeckt. Dieses 
Herrschaftskonzept mutiert in den 70er 
Jahren zu einem Zweckprogramm 
präventiver Verbrechensbekämpfung. Ralf 
Bendrath problematisiert die Konstruktion 
eines "Grundrechts auf Sicherheit". ~ b e r  
den Tellerrand der bundesdeutschen In- 
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"Dem Tod und Schicksai sprech' er Hohn, 
N i c k  Onad' und Furcht soll ihn bedrohn; 
Denn, wie Ulr W@ war Sicherheit 
Des Menschen Erbjaind jedemit. " 

(Sliakespeare, Macbeth) 
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